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Bericht über die Studienreise des Deutschen Parlamentarischen 
Forums für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte 
nach Rumänien vom 1. bis 4. Juli 2008


Teilnehmerinnen:: 

Antje Blumenthal
MdB, CDU

Angelika Graf
MdB, SPD

Ina Lenke
MdB, FDP

Margit Miosga
Parlamentarische Referentin des pro familia-Bundesverbands

Elke Thoß
Geschäftsführerin des pro familia-Bundesverbands

Gesprächspartner und Gesprächspartnerinnen in Rumänien

IPPF-Mitgliedsorganisation „Societatea de Educatie Contraceptiva si Sexuala“ (SECS)

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Rumänien

ACCEPT, The Romanian Association for Gays and Lesbians

UNOPA, The Federation of Associations of People Living with HIV/Aids and Parents of Children Living with HIV/Aids

Peter Eckstein Kovacs, Mitglied des Senats für die Ungarische Demokratische Partei

UNFPA, Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen in Rumänien

Gesundheitsminister Eugen Nicolaescu, Mitglied der Nationalliberalen Partei

 Romanian Angel Appeal, (RAA)

„National Agency against Trafficking in Person“ (ANITP)

Bürgerrechtlerin Mariana Celac

Partner bei der Gestaltung des Programms war die „Societatea de Educatie Contraceptiva si Seala“ (SECS), die nichtstaatliche Familienplanungsorganisation, Mitglied der International Planned Parenthood Federation (IPPF) und damit Vertreterin Rumäniens im internationalen Verband der Familienplanungsorganisationen. 

Die Situation von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) wird immer schwächer und schwieriger, da die Regierungen aus alter Tradition jeder nicht von ihr kontrollierten bürgerlichen Interessensvertretung misstrauen. Nach dem Zerfall des kommunistischen Verwaltungs- und Staatsapparates entwickelten sich auf allen Gebieten, auch auf dem der SRGR, NGOs, die die Lücken in der Gesundheitsversorgung füllten. Dabei erhielten sie von internationalen, oft U.S.-amerikanischen Geldgebern (z.B. US AID) organisatorische und finanzielle Unterstützung. Mit dem Beitritt zur EU fühlte sich die rumänische Regierung verpflichtet, diese Aufgaben selbst zu übernehmen. Die internationalen Geber zogen sich zurück und so befinden sich die NGOs mehr oder weniger in einer verzweifelten finanziellen Lage. Der Hinweis auf europäische Förderprogramme ist wenig hilfreich, da die jeweils eingeforderten Eigenmittel nicht erbracht werden können. Die NGOs generieren keine Einnahmen – und die rumänische Regierung übernimmt – mit wenigen Ausnahmen, wo sie einen 2-prozentigen Anteil übernimmt - nicht die Sicherstellung dieses Eigenanteils. Daraus folgt, dass die für jede sich entwickelnde Demokratie bedeutenden Impulse des zivilgesellschaftlichen Engagements immer schwächer werden. Zum Zweiten werden wichtige Felder im Bereich SRGR mangels Ressourcen austrocknen, bzw. einen anderen Stellenwert bekommen, da der Staat mit seinen Agenturen natürlich anders arbeitet als eine NGOs. Beispielsweise wurde das Feld der Sexualaufklärung auf dem Land von SECS bestellt. Auch die Vorläufer der staatlichen Agentur für die Opfer von Menschenhandel waren NGOs

Treffen mit SECS, die „Societatea de Educatie Contraceptiva si Sexuala“ SECS wurde repräsentiert durch die Geschäftsführerin Dr. Borika Köö und vier ProjektmitarbeiterInnen. Die 1990 gegründete Organisation ist die progressivste zum Thema sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte in Rumänien. Seit 1996 sind die Rumäninnen und Rumänen nach westlichem Modell krankenversichert. Das zentralisierte staatliche Gesundheitssystem ist weitgehend Vergangenheit. Frau Köö stellt den aktuellen Gesetzen eine gute Note aus, der Praxis eine weniger gute. Die SECS-Volontäre Alex und Diana, beides Studenten, die über die Dörfer ziehen, um ihre Altersgenossen aufzuklären, berichten von einem enormen Stadt- Landgefälle. Nur 20 Prozent der Jugendlichen auf dem Lande haben Zugang zum Internet und damit zu Aufklärung. Zuhause findet sie nicht statt. Über „so was“ wird traditionell nicht gesprochen. In der Schule fällt in der Regel Sexualaufklärung aus, weil die LehrerInnen nur ungenügend geschult sind und ihnen das Thema unangenehm ist. In Rumänien existiert, obwohl sich die Mehrheit der RumänInnen laut Auskunft der GesprächspartnerInnen als religiös bezeichnen, keine moralische Instanz, die sexuelle Aktivitäten verbietet. Im Land zeigt sich die gleiche Entwicklung wie in anderen westlichen Industrienationen: die Frauen bekommen weniger und später Kinder. Die Fertilitätsrate beträgt 1,3 Prozent, aber auch die Schwangerschaftsabbruchrate ist rückläufig. Kontrazeptiva sind für eine große Gruppe von Frauen kostenlos: Schülerinnen und Studentinnen, Arbeitslose, Bäuerinnen, sozial Bedürftige. Ein Schwangerschaftsabbruch ist bis zur 12. Woche zugelassen, bis zur 14. Woche muss eine Ärztekommission zustimmen. Bei Gefahr für das Leben der Mutter ist ein Schwangerschaftsabbruch immer gestattet. 

Treffen mit Mitgliedern von ACCEPT, The Romanian Association for Gays and Lesbians. Zwei Themen sind im Moment für ACCEPT wichtig: 1.Transgender-Frauen und Männer, die eine Geschlechtsumwandlung vornehmen wollen, müssen jahrelang warten. Es gibt kein geregeltes Prozedere. Es ist problematisch, den Namen in den Ausweispapieren zu ändern. ACCEPT möchte gerne die englische oder spanische Rechtsposition übernommen haben. 2. Die ärztliche Schweigepflicht steht auf dem Papier. Es gibt in Rumänien keine Tradition für diese Selbstverständlichkeit. Unter Ceausescu mussten Ärzte das Ausbleiben der Periode bei Frauen melden, um eine mögliche illegale Abtreibung zu verhindern. Gerade im Bereich HIV/Aids und Geschlechtsänderung kann die Verletzung der Schweigepflicht unangenehme Folgen für die Betroffenen haben. 

Besuch bei UNOPA (The Federation of Associations of People Living with HIV/Aids and Parents of Children Living with HIV/Aids;  Diese NGOs engagiert sich für die Rechte von HIV-Infizierten, versteht sich als Gesprächspartner für die Regierung, führt Projekte durch. In Rumänien lebt eine besonders tragisch betroffenen Gruppe. Etwa 10.000 Kinder wurden zwischen 1985 und 1992 mit HIV/Aids infiziert und zwar durch unsaubere Impfnadeln. Bis heute haben 7.000 Menschen überlebt. Sie sind jetzt junge Erwachsene, die medikamentenabhängig sind und vor der Situation stehen, eine Familie gründen zu wollen.  Die antiretrovirale Behandlung ist aufgrund eines Landesprogramms kostenlos. UNOPA hat versucht, die jungen Leute zur Verantwortung zu erziehen, indem sie ihre Sexualpartner über ihre Infektion informieren. Die meisten verhalten sich so, aber es gibt auch Ausnahmen. Die finanzielle Situation von UNOPA ist, wie die anderer NGOSSs  prekär. Nach dem EU-Beitritt Rumäniens haben sich einige Geldgeber zurück gezogen. Es sind die Europäischen Strukturfonds, die für die Organisation zugänglich wären, aber das funktioniert nicht, denn bei jedem Antrag müssen 10 bis 20 Prozent als Eigenanteil ausgewiesen werden. 

Termin bei UNFPA. UNFPA führt seit 2005 und noch bis Ende 2009 gemeinsam mit anderen UN Organisationen ein Länderprogramm durch. Das enthält drei Schwerpunkte: reproduktive Gesundheit, soziale Grundversorgung, Gewalt gegen Frauen.  Zum Thema reproduktive Gesundheit verteilt UNFPA gratis Verhütungsmittel, trainiert Beraterinnen und Berater und führt Aufklärungsprogramme über den Zugang zu Dienstleistungen durch. Sozial schwache Gruppen bekommen in Rumänien freie Verhütungsmittel: Arme, StudentInnen, SchülerInnen, Arbeitslose, Frauen auf dem Land, Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch hatten. Es gibt keine Altersgrenze für die Verteilung von Kontrazeptiva. Das Gesundheitsministerium investiert jährlich 1,5 Mio. Dollar in den Erwerb von Kontrazeptiva (In Rumänien gibt es keine Kondomproduktion mehr, die pharmazeutische Industrie wurde privatisiert). Die kostenlose Versorgung mit Kontrazeptiva führt zu einem bemerkenswerten Rückgang der Schwangerschaftsabbrüche. „Verhütung verhindert Abbrüche, aber nicht die Fruchtbarkeit“ sagt Mihal Horga. 1990 schoss, nach der Aufhebung des strikten Verbots aus der Ceausescu-Zeit, die Zahl nach oben (Eine Mio. Abbrüche im ersten Jahr), seitdem geht die Zahl kontinuierlich nach unten. In 1989 betrug die Zahl der Frauen, die während eines Schwangerschaftsabbruchs starben, über 600; nach der Legalisierung sank die Zahl auf elf Todesfälle pro Jahr. UNFPA trainiert BeraterInnen für SRGR. Das Training der BeraterInnen umfasst die Themen sexuell übertragbare Krankheiten, vor- und nachgeburtliche Betreuung, generelle Beratung zur Familienplanung und Verhütung. Die Ausbildung erfolgt nach einem Curriculum, das SECS entwickelt hat. Wichtig ist zu vermitteln, dass Beratung qualifiziert, professionell und unabhängig sein muss. Neu ist auch der „Roma-Health Mediator“. Das ist normalerweise eine Romavertreterin, die aus der Mitte ihrer Gemeinschaft gewählt wird. Sie erhält eine Ausbildung und ist die Verbindungsfrau zwischen den Roma und den Repräsentanten des Gesundheitssystems. In Rumänien gibt es die Tradition, dass schwangere Frauen zum Arzt gehen, denn in der Zeit unter Ceausescu bekamen Ärzte Probleme, wenn sie die Frau nicht sahen. Aus dieser Zeit sind gute Statistiken erhalten. Die Mehrheit der Frauen (94 %) geht auch heute zur vorgeburtlichen Betreuung zu ihrem Familienarzt, der sie - wenn nötig – zum Gynäkologen überweist. Das Problem ist, dass mittlerweile viele Ärztinnen und Ärzte das Land verlassen, weil sie in Spanien oder Deutschland  besser verdienen. Deshalb gehen kleine Gemeinden dazu über, Ärzten z.B. ein Haus oder ein Grundstück anzubieten, damit sie bleiben.

Besuch  beim Gesundheitsminister Eugen Nicolaescu, Mitglied der Nationalliberalen Partei. Aktuell erhebt sein Ministerium den Gesundheitszustand der Bevölkerung, Rumänien hat aktuell noch Probleme mit der Tuberkulose. In Rumänien erhalten 7.591 Menschen eine kostenlose antiretrovirale Behandlung.  Der begonnene Abbau des staatlichen Zentralismus kommt den HIV/Aids Kranken zugute:  In jeder Apotheke des Landes kann der/die PatientIn jetzt seine Medikamente abholen. Bisher musste er/sie weite Wege zur nächsten Krankenhausapotheke in Kauf nehmen. Zu den immer wieder kehrenden Themen Aufklärung und Schweigepflicht sagt der Minister: Sowohl in der Schule wie in den Familien sind die Rumänen in Bezug auf Sexual​aufklärung sehr zurückhaltend. Das Unterrichtsministerium soll ein Programm auflegen, damit die Ärzte in die Schulen gehen.  Seit 2004 ist ein strenges Gesetz zur Schweigepflicht in Kraft. Bisher gab es noch keine Verurteilung. 

Besuch bei NGO Romanian Angel Appeal, (RAA) 
RAA wurde 1991 auf Initiative der vier Frauen – nämlich denen der Beatles – gegründet  Es ging damals um das Schicksal von Waisenkindern in Rumänien. Die Organisation hat an der Rehabilitierung von 20 Waisenhäusern mitgearbeitet. In den Kinderheimen aus denen die Bilder um die Welt gingen, hat sich RAA engagiert.  Ein anderes Programm hatte das Ziel, die Zahl der ausgesetzten Kindern z.B. in Krankenhäusern zu reduzieren. Bis jetzt hat RAA 16 Tageskliniken für infizierte Kinder und Jugendliche und ihre Familien eingerichtet. Es ist auch der Verdienst von RAA einen multidisziplinären Ansatz zur Behandlung von Infizierten in Rumänien eingeführt zu haben. Das bedeutet, dass neben der medizinischen Betreuung auch psychologische Begleitung und praktische Erziehung angeboten wird.Seit 2002 diversifizierte RAA seine Programme. Ein  neues Projekt befasst sich mit der Verhinderung der Übertragung von HIV/Aids von Mutter zu Kind. 2006 wurde RAA als Hauptempfänger von zwei Zuwendungen aus dem Global Fund benannt. Das waren einmal mehr als 6 Mio. Euro für die Arbeit mit HIV/Aids-Erkrankten und noch einmal eine weitere Summe von 1 Mio. Euro für die Kontrolle und Behandlung von Tuberkulose-Kranken. Im Januar 2007 trat Rumänien der EU bei. Eine Folge ist, dass die Steuerungsgesetze überarbeitet worden sind, so dass ab 2007 der Verzicht des Staates auf Mehrwertsteuer von NGOSS abgeschafft wurde. RAA plant für September eine Anrufung vor dem Parlament. 

Ungefähr 70 Kilometer südöstlich von Bukarest liegt das Dorf Manastirea im Bezirk Calarasi. Dr. Catalin Petrencic ist einer der Familienärzte, die das Rückgrat der Gesundheitsversorgung in Rumänien bilden. Dr. Petrencic hat viele PatientInnen, die nicht krankenversichert sind. Sie haben nur Anspruch auf eine minimale Versorgung wie Notfalldienste, Impfungen der Kinder, Überwachung von Schwangerschaften, Schwangerschaftsverhütung. Die Behandlung von HIV/Aids übernimmt das Krankenhaus in der 40 km entfernten Provinzhauptstadt. Wenn der Patient medikamentös eingestellt ist, gibt Dr. Petrenicic die Medikamente aus. 

Besuch bei der  „National Agency against Trafficking in Person“ (ANITP) in Vertretung durch ihren stellvertretenden Direktor Florin Ionescu. Die Regierungsorganisation wurde 2005 gegründet. Sie ist die erste Agentur zur Bekämpfung des Menschenhandels und zur Betreuung der Opfer – nicht nur in Rumänien, sondern in Europa. Vorläufig ist Rumänien ein Herkunftsland, aber auch ein Transitland für die Opfer aus dem Osteuropäischen Raum. Die Lage wird sich nach dem Beitritt zur EU verändern. Ionescu erwartet, dass Rumänien in Kürze Empfängerland wird. Die Agentur befasst sich mit der Analyse der Situation in Rumänien und Europa, aber auch mit der Prävention und dem Monitoring der Opferbetreuung. Ein wichtiges Element der Arbeit ist die Datenbank, in der die Daten der Opfer gespeichert sind. In der Datenbank werden Details gespeichert, um ein genaues Bild der Trends zu spiegeln. Sie ist online, die Polizei und die Grenzpolizei haben Zugriff und können die Daten ergänzen. Die Schlüsselbereiche, in denen Arbeitssklaven ausgebeutet werden sind Landwirtschaft, Bau, Pflege. Von den 600 Fällen, von denen die Agentur Kenntnis hat, sind 43 wegen Bettelei bekannt, davon einer in Deutschland. Daran ist zu sehen, wie hoch die Dunkelziffern sein müssen. 
Die Studienreise gab Einblicke in verschiedene Bereiche der SRGR in Rumänien. Sehr engagierte Einzelpersonen und Initiativen versuchen die Qualitäten einer Zivilgesellschaft für alle Rumäninnen und Rumänen in den Alltag zu holen. Aus der etablierten Politik werden sie nur eingeschränkt unterstütz, das ist schade. Andererseits scheint das staatliche Gesundheitssystem auf Basis der „Familienärzte“ gut zu funktionieren, vor allem wenn sie so engagiert sind wie Dr. Petrencic. Die Parlamentarierinnen werden die Entwicklung weiter im Auge behalten.

Bericht: Margit Miosga
